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Bekanntmachung 
über die Wahl der Beisitzer und Stellvertreter des Wahlausschusses für die Wahl des 
Bürgermeisters/der Bürgermeisterin im Jahre 2015 und der Kommunalwahl im Jahre 

2020 
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung am 18.11.2014 entsprechend § 1 Ziffer 1 der 
Kommunalwahlordnung vom 31.08.1993 in der zur Zeit geltenden Fassung folgende Beisitzer und 
ihre Stellvertreter in den Wahlausschuss für die Gemeinde Nottuln gem. § 50 Abs. 3 Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen einstimmig gewählt: 
 

1. Beisitzer: Herr Thomas Hülsken 

Vertreter: Frau Margarete Große-Wiesmann 

2. Beisitzer: Herr Martin Uphoff 

Vertreter: Frau Silke Beckhaus 

3. Beisitzer: Herr Heinz Mentrup 

Vertreter: Herr Marco Upmann 

4. Beisitzer: Herr Heinz Rütering 

Vertreter: Herr Dr. Bruno Voss 

5. Beisitzer: Herr Volker Ludwig 

Vertreter: Frau Valerie Fender 

6. Beisitzer: Herr Manfred Gausebeck 

Vertreter: Frau Claudia Jürgens 

7. Beisitzer: Frau Brigitte Kleinschmidt 

Vertreter: Herr Gerd Grzeschik 

8. Beisitzer: Herr Klaus Teichmann 

Vertreter: Herr Karl Hauk-Zumbülte 

9. Beisitzer: Herr Moritz Hegemann 

Vertreter: Herr Ludger Jaxy 

10. Beisitzer: Herr Helmut Walter 

Vertreter: Herr Dr. Martin Geuking 
 

Gem. § 3 Ziffer 4 i.V.m. § 6 Abs. 1 Satz 2 der Kommunalwahlordnung erfolgt hiermit die 
öffentliche Bekanntmachung. 
 
Nottuln, den 15.12.2014 
 
Gemeinde Nottuln 
Der Bürgermeister als Wahlleiter 

 
 
 

Peter-Amadeus Schneider 
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Bekanntmachung 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin der Gemeinde Nottuln 

 

am 13. September 2015 
 
 
Gemäß § 75b Abs. 1 Satz 1 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. August 1993 (GV. 
NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 03. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 
730) - SGV. NW. 1112 - fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen für das Amt des 
Bürgermeister/der Bürgermeisterin auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde 
Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, während der Dienstzeiten kostenlos abgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 und 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 3 des 
Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. 
NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. Oktober 2013 
(GV. NRW. S. 564), - SGV. NRW. 1112 - und der §§ 25 und 26 sowie der §§ 75a und 75b KWahlO 
weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines  
 
1.1 Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber/eine Bewerberin enthalten. Wahlvorschläge 

können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von 
mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von 
einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/ Einzelbewerberinnen) eingereicht werden. Wer 
für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. 
Parteien und Wählergruppen können auch gemeinsam einen Bewerber/eine Bewerberin 
vorschlagen. 

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag 

nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu 
gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei 
oder Wählergruppe ihren Bewerber/ihre Bewerberin in einer Versammlung von 
Wahlberechtigten aufstellen lassen. 
 
Wird von Parteien und Wählergruppen eine Person als gemeinsamer Bewerber/gemeinsame 
Bewerberin benannt, ist sie entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten 
Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger des gemeinsamen 
Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber/die gemeinsame 
Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unions-
bürger/Unionsbürgerinnen), die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzun-
gen wie Deutsche wählbar.  
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Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen 
sind in geheimer Wahl zu wählen. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts 
der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.  

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am 
Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versamm-
lung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den 
Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen 
Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 

 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die 
Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das 
Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wählergruppen 
durch ihre Satzungen.  
 
Über die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin ist eine Niederschrift mit Angaben über Ort und 
Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, 
Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung zu fertigen. Der 
Leiter/Die Leiterin der Versammlung und zwei von diesem/dieser bestimmte Teil-
nehmer/Teilnehmerinnen haben dabei gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürger-
meisters/der Bürgermeisterin in geheimer Abstimmung erfolgt ist.  

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden 

Wahlperiode nicht ununterbrochen in der Vertretung der Stadt/Gemeinde, in der Vertretung 
des zuständigen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus Nordrhein-
Westfalen im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schrift-
liche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte Parteien, 
die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum 
Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

 
2. Form und Inhalt 
 
2.1 Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er 

muss  enthalten: 
 
- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 

Wahlvorschlag einreicht, bei gemeinsamen Wahlvorschlägen die Namen und ggf. die 
Kurzbezeichnungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger; andere Wahlvorschläge können 
durch ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

 
- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 

(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin. 
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Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet 

zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame 
Wahlvorschläge müssen von den jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen Leitungen aller 
beteiligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der 
Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem 

von mindestens 190 Wahlberechtigte der Gemeinde persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein; dies gilt grundsätzlich auch für Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße 
Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeitig erbracht werden.  
Der Unterstützungsunterschriften bedarf es nicht, wenn der bisherige Bürgermeister/die 
bisherige Bürgermeisterin vorgeschlagen wird. Unterstützungsunterschriften für gemeinsame 
Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn alle beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in 
Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen fallen. 

 
Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 190 Wahlberechtigten unterzeichnet sein,  so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. Dabei ist 
folgendes zu beachten: 
 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin kostenfrei 

geliefert. Bei der Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei gemeinsamen Wahlvorschlägen 
sämtliche beteiligten Parteien oder Wählergruppen, bei Einzelbewerbern/Einzelbe-
werberinnen das Kennwort, sowie Familienname, die Vornamen und Wohnort des/der vor-
zuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der Wahlleiter/Die Wahlleiterin hat diese 
Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 
- Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt 

persönlich und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, 
Tag der Geburt und zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der Unterzeichnerin 
sowie der Tag der Unterzeichnung sollen vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin 
persönlich und handschriftlich ausgefüllt werden. 

 
- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 

Bescheinigung seiner/ihrer Stadt/Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO 
beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat 

jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen 
weiteren Wahlvorschlägen ungültig. 
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Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, wenn 
dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

 
- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12c 

zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11d zur KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, 
dass er/sie für keine andere gleichzeitig stattfindende Wahl zum Bürgermeister/zur 
Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe 
eines gültigen Wahlvorschlags. 

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die 

Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO abgegeben werden. 

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 

über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der 
Bewerberin (Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen 
Versicherungen an Eides statt über die geheime Abstimmung (Anlage 10c zur KWahlO). Die 
Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags. 

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin der Gemeinde Nottuln 
sind spätestens bis zum 27.07.2015, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist) beim Wahlleiter/bei der 
Wahlleiterin der Gemeinde Nottuln, Stiftsplatz 7/8, 48301 Nottuln, einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit 
etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden 
können. 
 
 
Nottuln, 15.12.2014  
 
Der Wahlleiter 
 

 
 
 
 

Peter Amadeus Schneider 
Bürgermeister 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

zum Aufstellungsbeschlusses für den Bebauungsplan Nr. 135 „Südlich 
Lerchenhain“ sowie die 76. Änderung des  Flächennutzungsplans im 
Parallelverfahren gem. § 2 BauGB 
 
Der nachfolgende Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 135 „Südlich 
Lerchenhain“ sowie die 76. Änderung des  Flächennutzungsplans im Parallelverfahren 
gem. § 2 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Rat der Gemeinde Nottuln 
hat den Aufstellungsbeschluss in seiner Sitzung vom 16.12.2014 gefasst.  
 
 
Nottuln, 17.12.2014 

 
 
 
 

 
Peter Amadeus Schneider 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
 
für den Bebauungsplan Nr. 135 „Südlich Lerchenhain“ sowie die 76. Änderung des 
Flächennutzungsplans im Parallelverfahren gem. § 2 BauGB vom 16.12.2014 
 
Der Rat der Gemeinde Nottuln hat in seiner Sitzung vom 16.12.2014 die Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 135 „Südlich Lerchenhain“ sowie die 76. Änderung des  
Flächennutzungsplans im Parallelverfahren gem. § 2 BauGB beschlossen. 
 
Der Beschluss des Rates lautet: 
„Ein Verfahren zur 76. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 135 „Südlich Lerchenhain“ im Parallelverfahren mit der Zielstellung, 
ein Wohngebiet zu entwickeln, wird für den in Anlage 1 abgegrenzten Geltungsbereich 
eingeleitet (Aufstellungsbeschluss gem. § 2 BauGB).“ 
 
Der Geltungsbereich befindet sich am südlichen Ortsrand des Ortsteils Nottuln. Er liegt 
östlich der Dülmener Straße gegenüber dem Neubaugebiet „Olympiastraße“. Im Norden 
schließt das bestehende Baugebiet „Lerchenhain“ an. Die südliche Grenze entspricht der 
Verlängerung der südlichen Flurstücksgrenze von Horst 22 und endet am Schnittpunkt mit 
der östlichen Grenze. Die östliche Grenze beginnt an der Südgrenze des Grundstücks 
Lerchenhain 66 und endet am Schnittpunkt mit der südlichen Grenze. Die südliche und 
östliche Grenze verlaufen dabei entlang bestehender Flurstückgrenzen. Der räumliche 
Geltungsbereich für den Bebauungsplan Nr. 135 „Südlich Lerchenhain“ sowie die 76. 
Änderung des  Flächennutzungsplans im Parallelverfahren“ ergibt sich aus der 
nachfolgenden Übersichtsskizze. 
 

 
 
  Geltungsbereich           ohne Maßstab 
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Zielstellung der 76. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 135 „Südlich Lerchenhain“ im Parallelverfahren ist es,  ein 
Wohngebiet zu entwickeln. 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Beschlüsse nach Ablauf eines Jahres seit der Bekanntmachung 
einer im Verfahren nachfolgenden Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
nicht durchgeführt wurde, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Nottuln vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
 
 
Rechtsgrundlagen 
Gemeindeordnung  für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW),  Bekanntmachung der 
Neufassung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 
(BGBl. I S. 1748) geändert worden ist 
 
 
Nottuln, 17.12.2014 

 
 
 
 

Peter Amadeus Schneider 
Bürgermeister 
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VIII. Satzung  

  

zur Änderung der Hundesteuersatzung  der Gemeinde Nottuln vom 20. Dezember 2000  in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 2014          

  

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666/SGV NRW 2023) – zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 28.03.2000 (GV NRW S. 245) und der §§ 3 und 20 Abs. 2 in der aktuell gültigen 
Fassung und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. B des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 718 – hat der Rat der 
Gemeinde Nottuln in seiner Sitzung am     16.12.2014                     folgende Hundesteuersatzung 
beschlossen:  
  

  

  

§ 1  
  

§ 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung:  
  

Sicherung und Überwachung der Steuer  
  

a) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der 

Aufnahme oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin 

zugewachsen ist - innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt 

geworden ist, unter Angabe der Hunderasse bei der Gemeinde Nottuln anzumelden. In 

den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach 

dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist und in den 

Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der ersten zwei Wochen des auf den Zuzug 

folgenden Monats erfolgen.  

  

  

b) Kommt ein Hundehalter nach zweimaliger Aufforderung seiner Anzeigepflicht nicht nach, 

erfolgt die Veranlagung zur Hundesteuer von Amtswegen nach der Satzung. 

  

  

  

  

  

§ 2  
  

  

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende 

 

VIII. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Hundesteuer in der Gemeinde Nottuln 
vom 20.12.2000 
 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

nicht durchgeführt wurde,  

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden ist,  

 

c) der Bürgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden ist, die den Mangel 

ergibt.  

 

 

Nottuln, den 17.12.2014 
 

    Gemeinde Nottuln 

    

 

 

 Peter Amadeus Schneider 

      Bürgermeister 
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Der Bürgermeister      Nottuln, den 17.12.2014 
 

 

 

 

Bestätigung gem. § 2 Abs. 3 der Verordnung über die Öffentliche Bekanntmachung von 
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO) vom 26. 
August 1999, Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 516 
 

 

 

Vermerk: 

 

 

Hiermit wird bestätigt, dass der Wortlaut der beigefügten Satzung (Änderung der 
Hundesteuersatzung der Gemeinde Nottuln vom 20.12.2000) mit dem Ratsbeschluss 
übereinstimmt und dass nach § 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 
 

 

 

 

 

 

      Peter Amadeus Schneider 

             Bürgermeister 
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I. Satzung 

 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Gemeinde Nottuln 

(Vergnügungssteuersatzung) vom 30.06.2009 in der Fassung vom  17.Dezember 2014    

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666/SGV NRW 2023) – in der aktuell gültigen 
Fassung und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) – in der 
aktuell gültigen Fassung- hat der Rat der Gemeinde Nottuln in seiner Sitzung am                                             
 16.12.2014   folgende Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 

§ 4 Absatz 1 und 5 erhalten folgende Fassung: 
 

Nach dem Spieleinsatz bzw. der Anzahl der Apparate 
 
(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen 
Apparaten bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Spieleinsatz, bei 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Spieleinsatz ist die Summe der von den 
Spielern je Apparat zur Erlangung des Spielvergnügens aufgewendeten Beträge. 
 
 
(5) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen  (§1 Nr. 2 a) bei 
 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  3 v. H. des Spieleinsatzes 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit  35 Euro 

 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten  (§ 1 Nr. 2 b) bei 

 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  3 v. H. des Spieleinsatzes 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit  25 Euro 

 
 

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten (§ 1 Nr. 2 a und b) bei 
Apparaten, mit denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen oder Tiere dargestellt werden 
oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges oder pornographische und 
die Würde des Menschen verletzende Praktiken zum Gegenstand haben  
  200 Euro. 

 
 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende 

 

I. Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuern in der Gemeinde 

Nottuln vom 30.06.2009 

 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn, 

 

e) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

nicht durchgeführt wurde,  

 

f) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden ist,  

 

g) der Bürgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

 

h) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden ist, die den Mangel 

ergibt.  

 

 

Nottuln, den 17.12.2014 
 

    Gemeinde Nottuln 

    

 

 

 Peter Amadeus Schneider 

      Bürgermeister 
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Der Bürgermeister      Nottuln, den 17.12.2014 
 

 

 

 

Bestätigung gem. § 2 Abs. 3 der Verordnung über die Öffentliche Bekanntmachung von 
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO) vom 26. August 1999, 
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 516 
 

 

 

Vermerk: 

 

 

Hiermit wird bestätigt, dass der Wortlaut der beigefügten Satzung (Satzung über die Erhebung 
von Vergnügungssteuern in der Gemeinde Nottuln vom 30.06.2009) mit dem 
Ratsbeschluss übereinstimmt und dass nach § 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren 
worden ist. 
 

 

 

 

 

 

      Peter Amadeus Schneider 

             Bürgermeister 
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Satzung 
 

zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserversorgungssatzung  der 
Gemeinde Nottuln vom 25. November 1985, in der Fassung vom 12. Dezember 2012,  
vom  

17. Dezember 2014 

 

 
 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV NRW 2007 S. 380), der §§ 1, 
2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Artikel X des 
Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV NRW 2007, S. 380) und des § 65 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV NRW 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. 
Dezember 2007 (GV NRW 2007, S. 708ff.) in Verbindung mit der Satzung über die öffentliche 
Wasserversorgung und den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage –
Wasserversorgungssatzung- der Gemeinde Nottuln in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19.12.2001 hat der Rat der Gemeinde Nottuln in seiner Sitzung am 16. Dezember 2014 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 
Artikel 1  
 
§ 8 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
 
Die Verbrauchsgebühr je m³ entnommenen Frischwassers beträgt ab dem 01.01.2015 
 

1,44 € (zzgl. 7% MWST) 
 
 
Artikel 2  
 
§ 8 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 
 
Die Grundgebühr pro Tag für die Bereitstellung des Anschlusses beträgt ab dem 01.01.2015 
bei Wassermessern mit einer Nennweite von: 
 

Qn 2,5  (3 –  5 m³)       0,39  €  (zzgl. 7% MWST) 
Qn   6   (7 –10 m³)   0,83  €  (zzgl. 7% MWST) 
Qn  10  (     20 m³)                     2,22  €  (zzgl. 7% MWST) 
Qn  15  (     30 m³)                    3,15  €  (zzgl. 7% MWST) 
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Verbundzähler 
Qn  15    (DN   50/ 35 m³)            3,98  €  (zzgl. 7% MWST) 
Qn  40    (DN   80/100 m³)            7,00  €  (zzgl. 7% MWST) 
Qn  60    (DN 100/150 m³)               10,16  €  (zzgl. 7% MWST) 

 
 

Artikel 3 
 
 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2015 in Kraft. 
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B E K A N N T M A C H U N G S A N O R D N U N G 
 
 

 

Die vorstehende Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserver-

sorgungssatzung der Gemeinde Nottuln vom 25. November 1985, in der Fassung vom 12. 

Dezember 2012,  

                                                  

vom 17. Dezember 2014, 

  

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß  öffentlich bekannt gemacht  worden 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte   Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 

 

 

 

 

Gemeinde Nottuln , 17. Dezember 2014 

                                                                                 

 

 

Peter Amadeus Schneider 

       Bürgermeister 
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Neufassung der Satzung 
 

über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen  
 

vom 17. Dezember 2014 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 

666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 01.10.2013 (GV. NRW. 

2013, S. 564), der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff, 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 3180 ff.), der 

§§ 51 ff., 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

05.03.2013 (GV NRW 2013, S. 135 ff.) sowie der 

Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw - GV NRW 2013, S. 

602 ff. – hier bezeichnet als SüwVO Abw NRW 2013) hat der Rat der Gemeinde 

Nottuln am 16.12.2014 folgende Satzung beschlossen:  

 

 
 
 
 

 

§ 1  

Allgemeines  

  

  

(1) Die Gemeinde betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen als öffentliche Einrichtung. Diese bildet 

eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.   

  

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind 

abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen für häusliches Schmutzwasser.  

  

(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie Abfuhr und 

Behandlung der Anlageninhalte. Zur Durchführung der Entsorgung kann 

sich die Gemeinde Dritter als Erfüllungsgehilfen bedienen.   
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§ 2  

Anschluss- und Benutzungsrecht  

  

  

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstückes 

ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der 

Gemeinde die Entsorgung einer Grundstücksentwässerungsanlage und die 

Übernahme des Inhaltes zu verlangen (Anschluss- und Benutzungsrecht).  

  

(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen von der Entleerung 

ausgeschlossen,  bei denen die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des 

anfallenden Klärschlammes auf Antrag der Gemeinde von der zuständigen 

Behörde gemäß § 53 Abs. 4 Satz 2 LWG NRW auf den 

Nutzungsberechtigten des Grundstücks übertragen worden ist.  

  

  

§ 3  

Begrenzung des Benutzungsrechtes  

  

  

(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwasser 

ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe,  

  

1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mitarbeiter verletzt 

oder Geräte und Fahrzeuge in ihrer Funktion beeinträchtigt oder  

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftigte Personal gefährdet 

oder gesundheitlich beeinträchtigt oder  

3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand angreift oder ihren 

Betrieb, die Funktionsfähigkeit oder die Unterhaltung gefährdet, 

erschwert, verteuert oder behindert oder  

4. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung 

beeinträchtigt oder verteuert oder   

5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so erheblich stört, dass 

dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis 

nicht eingehalten werden können.  

  

(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, 

Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen.  
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§ 4  

Anschluss- und Benutzungszwang  

  

  

(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die 

Entsorgung des Inhaltes der Grundstücksentwässerungsanlage 

ausschließlich durch die Gemeinde zuzulassen und den zu entsorgenden 

Inhalt der Gemeinde zu überlassen (Anschluss- und Benutzungszwang).  

  

(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in 

landwirtschaftlichen Betrieben anfallende häusliche Abwasser.   

  

(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für das in 

landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom 

Anschluss- und Benutzungszwang befreien, wenn die Voraussetzungen des 

§ 51 Abs. 2 Nr. 1 LWG NRW gegeben sind. Hierzu muss der 

Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der 

pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, forst-

wirtschaftlich  oder gärtnerisch genutzten Böden ohne Beeinträchtigung 

des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasserrechtlichen, 

abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen 

Bestimmungen aufgebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der 

Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, naturschutzrechtliche und 

immissionsschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung der zu-

ständigen Behörden vorlegt.   

   

§ 5  

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der 

Grundstücksentwässerungsanlage  

  

  

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den gemäß § 60 WHG und § 

57 LWG NRW jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik zu 

bauen, zu betreiben und zu unterhalten. Die untere Umweltbehörde ordnet 

in ihrer Funktion als untere Wasserbehörde bei Bedarf die Sanierung an.  

  

(2) Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so zu bauen, dass 

die Grundstücksentwässerungsanlagen durch die von der Gemeinde oder 

von beauftragten Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit 

vertretbarem Aufwand die Entleerung durchführen können. Die 

Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zugänglich sein, der Deckel 

muss durch eine Person zu öffnen sein.  
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(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 2 nach 

Aufforderung der Gemeinde zu beseitigen und die Grundstücksent-

wässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen Zustand zu bringen.  

   

§ 6  

Durchführung der Entsorgung  

  

(1) Der Inhalt von vollbiologischen Kleinkläranlagen mit der Bauartzulassung 

vom Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) ist entsprechend den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, mindestens jedoch 

im zweijährigen Abstand zu entsorgen, soweit auf der Grundlage des § 57 

LWG NRW keine anderen Regelungen eingeführt worden sind. Das 

Nichtvorliegen eines Abfuhrbedarfes ist durch den Grundstückseigentümer 

gegenüber der Gemeinde durch Wartungsprotokoll (mit einer integrierten 

Schlammspiegel-Messung) einer von ihm beauftragten Wartungsfirma 

nachzuweisen. Vollbiologische Kleinkläranlagen ohne Bauartzulassung sind 

je nach Größe und Bedarf in kürzeren Zeitintervallen zu entsorgen, die von 

der Gemeinde im Einzelfall festgelegt werden. Der Grundstückseigentümer 

hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen.  

  

(2) Abflusslose Gruben sind bei Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr zu 

entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 50 % 

des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Ist die abflusslose Grube mit 

einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausgerüstet, so liegt ein 

Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 80 % des nutzbaren 

Speichervolumens angefüllt ist. Der Grundstückseigentümer hat die 

Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu beantragen.   

  

(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsorgungsplans kann 

die Gemeinde den Inhalt der Grundstücksentwässerungsanlage entsorgen, 

wenn besondere Umstände eine Entsorgung erfordern oder die 

Voraussetzungen für eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf 

Entsorgung unterbleibt.  

 
(4) Die Gemeinde bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie die Art und Weise 

der Entsorgung.  

 
(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer unter Beachtung 

der Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieser Satzung, die Grundstücksent-

wässerungsanlage freizulegen und die Zufahrt zu gewährleisten. 
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(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Entleerung unter 

Beachtung der Betriebsanleitung, der DIN-Vorschriften und der 

wasserrechtlichen Erlaubnis wieder in Betrieb zu nehmen.  

  

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum der Gemeinde 

über. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, darin nach verlorenen 

Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Werden Wertgegenstände 

gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln.  

  

§ 7  

Anmeldung und Auskunftspflicht  

  

  

(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde das Vorhandensein von 

Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben anzuzeigen. Die für die 

Genehmigung einer derartigen Anlage vorhandenen baurechtlichen und 

wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.  

  

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 dieser Satzung hinaus 

der Gemeinde alle zur Durchführung dieser Satzung erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen.  

  

(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so sind sowohl der 

bisherige als auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Gemeinde 

unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen.  

   

§ 8  

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlagen und 

Betretungsrecht  

  

  

(1) Im Rahmen der Überwachungspflicht für Kleinkläranlagen nach § 53 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 LWG NRW überprüft die Gemeinde durch regelmäßige 

Kontrollen den ordnungsgemäßen Zustand der Kleinkläranlagen. Sie kann 

sich zur Erfüllung dieser Pflicht nach § 53 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW Dritter 

bedienen. 

(2) Den Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, ob die Vorschriften 

dieser Satzung befolgt werden und ob der Zustand der Kleinkläranlagen 

ordnungsgemäß ist, ungehinderten Zutritt zu den in Frage kommenden 

Teilen des Grundstücks und der Grundstücksentwässerungsanlage zu 

gewähren.  
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Die Beauftragten haben sich auf Verlangen durch einen von der Gemeinde 

ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.  

  

(3) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren seines 

Grundstücks zum Zwecke der Entsorgung zu dulden.  

  

 

§ 9 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, die 

Schmutzwasser den Grundstücksentwässerungsanlagen zuleiten 

 

  

(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen, 

die Schmutzwasser privaten Grundstücksentwässerungsanlagen 

(Kleinkläranlage, abflusslose Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur 

Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung 

Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private Abwasserleitungen sind 

gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw 

NRW 2013 so zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an die 

Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die 

ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 

Abs. 1 c LWG NRW gegenüber der Stadt bzw. Gemeinde.  

  

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen 

nur durch anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 

durchgeführt werden.  

  

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erdreich oder unzugänglich 

verlegte private Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten von 

Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser 

einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der 

Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte 

oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der Prüfpflicht 

sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen 

Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten 

Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen 

und erkannt wird.  
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(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und 

Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt 

sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwV Abw 

NRW 2013 hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 6 

SüwVO Abw NRW 2013 der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, 

die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach ihrer 

wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand und 

Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für 

bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 3 und 

Abs. 4 SüwVO Abw NRW 2013. Legt die Stadt bzw. Gemeinde darüber 

hinaus durch gesonderte Satzung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG 

NRW Prüffristen fest, so werden die betroffenen Grundstückseigentümer 

bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt/Gemeinde hierüber im Rahmen 

der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e 

Satz 3 LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Stadt bzw. 

Gemeinde Satzungen nach altem Recht gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 LWG 

NRW fortführt.  

  

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw 

NRW 2013 nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten 

die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Regeln 

der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 2013 keine abweichenden 

Regelungen trifft.   

  

(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das Ergebnis der 

Zustands- und Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 

der SüwVO Abw NRW 2013 zu dokumentieren. Dabei sind der 

Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten 

Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der Stadt bzw. 

Gemeinde durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten (§ 8 

Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Abw NRW 2013) unverzüglich nach Erhalt vom 

Sachkundigen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt 

bzw. Gemeinde erfolgen kann.   

  

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und 

Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw 

NRW 2013 keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung 

den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entsprochen 

haben.  
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(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich 

grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW. Über mögliche 

Abweichungen von den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 

2013 kann die Stadt bzw. Gemeinde gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw 

NRW 2013 nach pflichtgemäßen Ermessen im Einzelfall entscheiden.  

 

  

 
§ 10  

Haftung  

  

  

(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge mangelhaften 

Zustandes oder unsachgemäßer Benutzung seiner Grundstücksentwäs-

serungsanlage oder Zuwegung. In gleichem Umfang hat er die Gemeinde 

von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden 

geltend gemacht werden.  

  

(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen aus dieser 

Satzung nicht oder  nicht ausreichend nach und ergeben sich hieraus 

Mehrauf-wendungen, ist er zum Ersatz verpflichtet.  

 
 

(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt 

nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden, hat der 

Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf Schadensersatz oder 

Ermäßigung der Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet die Gemeinde im 

Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.  

 

§ 11  

Benutzungsgebühren  

  

Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungs-
anlagen beträgt:  
 
a)  Grundgebühr je Ausfuhr    51,44 Euro  
b)  je cbm abgefahrenen Grubeninhalts  19,47 Euro  
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§ 12  

Berechtigte und Verpflichtete  

  

Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer ergebenden 

Rechte und Pflichten geltend entsprechend auch für Wohnungseigentümer, 

Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich 

Berechtigte. Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 und 9 ergebenden Pflichten 

gelten auch für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie jeden 

tatsächlichen Benutzer.  

 

  

§ 13  

Ordnungswidrigkeiten   

  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

  

a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 entspricht,  

b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht 

benutzt,  

c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderungen des § 5 

Abs. 2 entsprechend baut, betreibt oder unterhält oder einer 

Aufforderung der Gemeinde nach § 5 Abs. 3 zur Beseitigung der 

Mängel nicht nachkommt,  

d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht oder nicht 

rechtzeitig beantragt,  

e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht 

freilegt oder die Zufahrt nicht gewährleistet,  

f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht 

wieder in Betrieb nimmt,  

g) seiner Auskunftspflicht nach § 7 Abs. 2 und 3 sowie § 8 Abs. 1 nicht 

nachkommt,  

h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt,  

i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren seines Grundstücks 

nicht duldet.  

j) entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung über Zustands- und 

Funktionsprüfung nicht vorlegt. 

 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet 

werden.  
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§ 14 

Begriff des Grundstücks 

  

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im 

Grundbuch jeder  zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige 

wirtschaftliche Einheit bildet.   

  

§ 15 

Inkrafttreten  

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 

19.12.2001 außer Kraft.  
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B E K A N N T M A C H U N G S A N O R D N U N G 
 

 

 
Die vorstehende Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksent-
wässerungsanlagen   
 

vom 17. Dezember 2014 
 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß  öffentlich bekannt gemacht  worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte   Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
 
 
 
Gemeinde Nottuln, 17. Dezember 2014 

                                                                                  
 
 
 

Peter Amadeus Schneider 
    Bürgermeister 
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Satzung 

 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Bäder der 

Gemeinde Nottuln in der Fassung vom 16. April 2013,  

 

vom 17. Dezember 2014 

 

 

 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch 

Artikel I des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. 2007 S. 380), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 

10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. 

Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Artikel X des Gesetzes vom 9. 

Oktober. 2007 (GV NRW S. 2007, S.380) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV 

NRW 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV 

NRW 2007, S. 708 ff.) in Verbindung mit der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

Benutzung der Bäder der Gemeinde Nottuln hat der Rat der Gemeinde Nottuln in seiner Sitzung 

am 16. Dezember 2014 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

 

 

Artikel 1 

 

 

§ 1 Gebührentarif erhält die folgende Fassung: 

 

Die Gebühren für die Benutzung der Bäder der Gemeinde Nottuln werden in dem als 

Anlage beigefügten Gebührentarif neu festgelegt. Der Gebührentarif wird als Anlage 1 

Bestandteil dieser Satzung.  

 

 

 

Artikel 2 

 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft.  
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B E K A N N T M A C H U N G S A N O R D N U N G 
 

 

 
Die vorstehende Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 

Bäder der Gemeinde Nottuln vom 16. April 2013, in der Fassung vom 16. April 2013,  

vom 17. Dezember 2014 

 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß  öffentlich bekanntgemacht  worden 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte   Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 

 

 
 
 
 
Gemeinde Nottuln, 17. Dezember 2014 
             

 
                                                                      
 

 
Peter Amadeus Schneider 
Bürgermeister 
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Gebührentarif zur Gebührensatzung der Bäder der Gemeinde Nottuln vom 16.12.2014 

 

Benutzungsberechtigung 

Leistung Hallenbad Wellenbad Wellenbad 

 täglich Mo bis Fr Sa, So und 

Feiertage 

 EUR EUR EUR 

    
1.      Einzelkarten    
1.    1 Kinder und Jugendliche 1,10 1,90 2,40 

(bis zum vollendeten 18. Lebensjahr)    
1.    2 Erwachsene 2,20 3,90 5,00 
1.    3 Erwachsene "Feierabendtarif" 18.00 bis 20.00 Uhr  2,40 3,50 

(gilt nur für das Wellenbad)    
1.    4 Erwachsene "Frühschwimmtarif' 06.30 bis 08.30 Uhr  2,40  

(gilt nur für das Wellenbad)    
 

2. Zehnerkarten     
2. 1 Kinder und Jugendliche  10,00 17,00 17,00 

 (bis zum vollendeten 18. Lebensjahr)     
2. 2 Erwachsene  20,00 33,00 33,00 

3. Zuschläge     
3. 1 Verlust des Garderobenschlüssels  5,00 5,00 5,00 

3. 2 Verlust von Saison- und Jahreskarten  10,00 10,00 10,00 

      
4. Pauschalgebühren     
4. 1 Schulschwimmen Nottulner Schulen wie 2.1. (pro Schüler)  1,00 1,70  
4. 2 Sonstige Gruppenbesuche ab 10 Personen     
 a) Kinder und Jugendliche pro Besucher  1,00 1,70 1,70 

 b) Erwachsene pro Besucher  2,00 3,30 3,30 

5. Saisonkarten     
5. 1 Kinder **** 22,00 22,00 22,00 

 (bis zum vollendeten 15. Lebensjahr)     
5. 2 Jugendliche  33,00 33,00 33,00 

 (bis zum vollendeten 18. Lebensjahr)     
5. 3 Erwachsene  55,00 55,00 55,00 

5. 4 Familien mit Kindern *** 66,00 66,00 66,00 

 die das 18. Lebensjahr nicht vollendet haben     
5. 5 Ermäßigungsberechtigte Familien *** 40,00 40,00 40,00 

6. Jahreskarten     
6. 1 Kinder **** 33,00 33,00 33,00 

 (bis zum vollendeten 15. Lebensjahr)     
6. 2 Jugendliche  48,00 48,00 48,00 

 (bis zum vollendeten 18. Lebensjahr)     
6. 3 Erwachsene  70,00 70,00 70,00 

6. 4 Familien mit Kindern ***    
 die das 18. Lebensjahr nicht vollendet haben  109,00 109,00 109,00 

6. 5 Ermäßigungsberechtigte Familien *** 75,00 75,00 75,00 

 

 

 

 

Seite 236 



Amtsblatt der Gemeinde Nottuln 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
Amtsblatt der Gemeinde Nottuln Seite 234 - 237 

Seite 237 



Amtsblatt der Gemeinde Nottuln 

 
 

 

 

 

Satzung 
 

zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde 
Nottuln vom 20. Dezember 1985, in der Fassung vom 18. Dezember 2013, 
 
vom  17. Dezember 2014 
 
 

 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 

zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 23.10.2012 (GV. NRW. 2012 S. 474), 

der § 1, 2,4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 687) und der §§ 53 c , 65 

des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch 

Art. 3 des Gesetzes vom 16.3.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff.) hat der Rat der 

Gemeinde Nottuln in seiner Sitzung am 16. Dezember 2014 die folgende Satzung 

beschlossen: 

 
 
Artikel 1 
 
   
 
§ 9 Abs. 4a und b werden wie folgt geändert: 
 
Die Gebühr im Sinne des §8 Abs. 1 dieser Satzung beträgt für die Abwassererzeuger: 
 
 

a) bei einem Schmutzwasseranschluss            1,88   €/m³ 
b) bei einem Niederschlagswasseranschluss   0,54   €/m² 

 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2015 in Kraft. 
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B E K A N N T M A C H U N G S A N O R D N U N G 
 

 

 
Die vorstehende Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur 

Entwässerungssatzung der Gemeinde Nottuln vom 20. Dezember 1985, in der Fassung 

vom 18. Dezember 2013,  

 

vom 17. Dezember 2014 

  

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 

dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß  öffentlich bekannt gemacht  worden 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte   Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 

 

 

 

Gemeinde Nottuln, 17. Dezember 2014 

 

 

 

Peter Amadeus Schneider 

Bürgermeister 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die nachstehende 

 

VIII. Änderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Nottun über die Straßenreinigung und die 
Erhebung von Straßenreinigungsgebühren  vom 14.12.2006 
 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 

Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn, 

 

i) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

nicht durchgeführt wurde,  

 

j) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden ist,  

 

k) der Bürgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

 

l) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden ist, die den Mangel 

ergibt.  

 

 
Nottuln, den 19.12.2014 
 

    Gemeinde Nottuln 

    

 

 

 Peter Amadeus Schneider 

      Bürgermeister 
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VIII. Satzung  

zur Änderung der Satzung der Gemeinde Nottuln über die Straßenreinigung und die 

Erhebung von Straßenreinigungsgebühren vom 14.12.2006  

in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.12.2014 

 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S.666), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die 

Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NW) vom 18. Dezember 1975 (GV NW S. 706), und der 

§§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) vom 21. 

Oktober 1969 (GV NW S. 712) in der zurzeit jeweils gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde 

Nottuln in seiner Sitzung am 18.November 2014 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Das Straßenverzeichnis, Anlage zu § 1 Abs. 1, wird um folgende Straßen 

ab 01. Januar 2015 ergänzt: 

 

 

Bezeichnung der Straße 

von 

bis 

 

Lage der Straße 

(Ortsteil) 

Beisenbusch Bundesstraße 

Zeppelin-Straße (Ende der Bebauung) 

Nottuln 

Lilienthal-Straße Beisenbusch 

Ende 

Nottuln 

 

Zeppelin-Straße Beisenbusch 

Ende 

Nottuln 

Triftweg Wullaweg 

Ende 

Darup 

 

 

 

 

§ 2 

 

 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft.  
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Der Bürgermeister       Nottuln, den 19.12.2014 
 

 

 

Bestätigung gem. § 2 Abs. 3 der Verordnung über die Öffentliche Bekanntmachung von 
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – BekanntmVO) vom 26. August 1999, 
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 516 
 

 

 

Vermerk: 

 

 

Hiermit wird bestätigt, dass der Wortlaut der beigefügten Satzung (Satzung der Gemeinde Nottuln 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren vom 14.12.2006) mit 
dem Ratsbeschluss übereinstimmt und dass nach § 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren 
worden ist. 
 

 

 

 

      Peter Amadeus Schneider 

             Bürgermeister 
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